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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 
 
 
TOP: 1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähig-

keit  

Der Vorsitzende, Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer, Altenkirchen: 

„Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf Sie alle ganz herzlich zur Mitglie-

derversammlung für das Jahr 2010 des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-

Pfalz hier in Trier begrüßen. 

Zum zweiten Mal verbinden wir unsere Mitgliederversammlung mit einer Kommuna-

len Zukunftsmesse. Deshalb sind wir in diesem Jahr in die attraktiven Messehallen 

der Stadt Trier gekommen. Wir bedanken uns sehr für die Gastfreundschaft. 

Ich freue mich sehr über die Anwesenheit des Ministerpräsidenten von Rheinland-

Pfalz, Herrn Kurt Beck, MdL, und über seine Bereitschaft, ein Grußwort zu spre-

chen. Mit ihm begrüße ich auch die zahlreichen Vertreter der Ministerien.  

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Beck, zahlreiche Themen brennen uns Kom-

munalpolitikern auf den Nägeln. Verwaltungsreform, Kommunale Finanzen, Gemein-

definanzreform sind ein paar Schlagworte, die schon länger in der Diskussion sind. 

Aber die allerneusten Entwicklungen zur Anrechnung von Aufwandsentschädigungen 

auf Altersrente beobachten wir mit allergrößter Sorge. Wir bitten Sie ganz herzlich, 

alles zu unternehmen, damit diese Anrechnungen wieder rückgängig gemacht wer-

den. Wir freuen uns schon jetzt auf Ihr Grußwort, dass Sie im Anschluss an meine 

Begrüßung halten werden. 

Ich heiße willkommen alle Damen und Herren Abgeordneten des Europäischen Par-

laments und des Landtages von Rheinland-Pfalz. Der Präsident des Landtages, Herr 
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Joachim Mertes, wird ebenfalls zu uns sprechen. Als seit vielen Jahrzehnten tätiger 

kommunaler Politiker weiß er, wie auch die anderen Abgeordneten unseres Parla-

ments, um unsere Sorgen, aber auch um die vielen Erfolge, die vor Ort erzielt wer-

den konnten. Für die SPD-Fraktion darf ich stellvertretend Frau Ingeborg Sahler-
Fesel begrüßen. Für die CDU-Fraktion darf ich die Vorsitzende der Kommunalpoliti-

schen Vereinigung, Frau Anke Beilstein, begrüßen, ebenfalls in unserem Vorstand 

kooptiert. Für die FDP-Fraktion begrüße ich den Abgeordneten Herrn Walter Strutz. 

Außerhalb des Parlaments, aber mittlerweile fest verankert in unseren kommunalen 

Räten, sind die nicht parteigebundenen Wählervereinigungen. Der Vorsitzende des 

FWG-Landesverbandes, Herr Manfred Petry ist ja auch Mitglied unseres Vorstan-

des. Herzlich willkommen, Herr Petry. 

Die Gerichtsbarkeit unseres Landes wird repräsentiert durch den Vizepräsidenten 

des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz, Herrn Wolfgang Steppling. Wir freu-

en uns über das gute Klima der Zusammenarbeit, das zwischen unseren Verwaltun-

gen und den uns kontrollierenden Gerichten herrscht. 

Der Landesrechnungshof wird vertreten durch seinen Präsidenten, Herrn Klaus P. 
Behnke. Auch Ihnen, Herr Behnke, ein herzliches Willkommen. Sie und Ihre Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter geben uns zahlreiche gute Anregungen und sie weisen 

auch auf die schwierige finanzielle Situation hin, in der sich unsere Kommunen be-

finden. 

Wenn man in Trier tagt, ist es selbstverständlich, den Präsidenten der ADD, die ihren 

Dienstsitz ja ebenfalls hier in Trier hat, besonders willkommen zu heißen. Mit Herrn 

Dr. Josef Peter Mertes begrüße ich auch die übrigen Damen und Herren Präsiden-

ten und Vizepräsidenten der Struktur- und Genehmigungsdirektionen, mehrerer Lan-

desämter sowie den Direktor der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung. 

Herr Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes, wird uns in seinem Grußwort die Geschehnisse in der 

Bundeshauptstadt nahe bringen. Wir freuen uns schon darauf und danken Ihnen für 

Ihr Kommen. Sie werde sicher etwas zu den neuesten Plänen von Bundesfinanzmi-

nister Wolfgang Schäuble sagen, kommunale Zuschläge auf die Einkommensteuer 

zu erheben.  

Mein Gruß gilt auch dem anwesenden Repräsentanten des rheinland-pfälzischen 

Städtetages, Herrn Dr. Wolfgang Neutz.  
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Wichtig für unsere Arbeit sind die Erfahrungen unserer ausgeschiedenen Vorsitzen-

den und Vorstandsmitglieder, die ich ganz herzlich grüße, sowie die Gespräche und 

Kontakte mit den übrigen kommunalen Verbänden, den Gewerkschaften, den Ver-

sorgungskassen, oder den Kommunalversicherungen. Ihnen allen ein herzliches 

Willkommen. 

Die Fachverbände, deren Vertreterinnen und Vertreter ich ebenfalls freundlich grüße, 

sind für uns wichtige Ansprechpartner.  

Ein freundliches Willkommen sage ich den Vertreterinnen und Vertretern der Unfall-

kasse, der Kammern und der Wirtschaft, der Forst- und Landwirtschaft, der Waldbe-

sitzerverband eingeschlossen. 

Ebenso grüße ich die zahlreichen Repräsentanten der mit dem GStB zusammenar-

beitenden Unternehmen. Die Deutsche Post AG, die mit uns einen Kooperationsver-

trag geschlossen hat, wird durch Herrn Präsidenten Heinz-Hermann Herbers, ver-

treten. Sein Tätigkeitsfeld ist der Bereich „Vertrieb Brief Öffentlicher Sektor“ 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich die Medien und die Verlage willkommen 

heißen, auf die wir bei der Erfüllung unserer Aufgaben als Verband, aber auch als 

jedes einzelne Mitglied, stark angewiesen sind und die über uns durchaus positiv 

berichten.  

An dieser Stelle möchte ich allen, die seit der Mitgliederversammlung 2009 gewählt, 

ernannt oder in irgendeine Funktion bestellt worden sind, sehr herzlich gratulieren, 

auch allen Kolleginnen, Kollegen und Teilnehmern, welche in dieser Zeit einen run-

den Geburtstag gefeiert haben. 

Abschließend begrüße ich die Damen und Herren, die in unseren GStB-Gremien tat-

kräftig mitarbeiten sowie unsere Landesgeschäftsstelle, an der Spitze unser Ge-

schäftsführendes Vorstandsmitglied Winfried Manns. Sie alle leisten hervorragende 

Arbeit. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich mich bei Herrn Manns und allen anderen Mitwirken-

den ganz herzlich bedanken, dass sie wieder eine so tolle Zukunftsmesse präsentie-

ren, die die aktuellen Herausforderungen für unsere Kommunen aufgreift und Lösun-

gen aufzeigt. Gerade die Teilnahme guter kommunaler Beispiele freut mich beson-

ders. Das Land Rheinland-Pfalz unterstützt diese Messe sehr. Dafür sagen wir ganz 

herzlichen Dank. 
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Wir werden nachher gemeinsam mit dem Herrn Ministerpräsidenten die Messe eröff-

nen und einen  Rundgang unternehmen. 

Mit Ablauf der heutigen Mitgliederversammlung übergebe ich das Amt des Vorsitzen-

den satzungsgemäß an meinen Stellvertreter Herrn Aloysius Söhngen, dem ich 

schon jetzt eine glückliche Hand bei der Führung unseres Verbandes wünsche. Ich 

hatte viel Freude in den beiden zurückliegenden Jahren und sehe mit Spannung auf 

die vor uns liegende Zeit. Dem nach der Kommunalwahl 2009 neu gewählten Vor-

stand und Landesausschuss danke ich sehr für die konstruktive und vertrauensvolle 

Zusammenarbeit. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun zur Feststellung der Tagesordnung 

kommen: Sie liegt Ihnen vor und ich hoffe, dass Sie damit einverstanden sind.  

Weiterhin ist die Beschlussfähigkeit festzustellen. Die Gesamtzahl der Stimmen im 

Gemeinde- und Städtebund beträgt 3.319. Inzwischen erhalte ich die Nachricht, dass 

2.190 Stimmen, das sind 65,98 %, vertreten sind. Damit stelle ich die Beschlussfä-

higkeit fest. 

Wir kommen nun zu den Grußworten. Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie 

haben das Wort.“ 
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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 

TOP: 2. Grußworte   

TOP 2.1  Kurt Beck MdL, Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz  
Ministerpräsident Kurt Beck MdL begrüßt die Anwesenden und dankt für die Einla-

dung. Der Ministerpräsident stellt die gemeinsamen Aufgaben des Landes und der 

Kommunen heraus und würdigt das Engagement des Gemeinde- und Städtebundes 

als Mittler und Mahner. 

Mit Blick auf die Lage der öffentlichen Haushalte sagt der Ministerpräsident, dass die 

jüngste Steuerschätzung Anlass zu vorsichtigem Optimismus gebe. Die zu erwarten-

den Mehreinnahmen glichen aber bei weitem nicht aus, was dem Land und den 

Kommunen in den vergangenen Jahren durch die Wirtschaftskrise und die Gesetz-

gebung des Bundes verloren gegangen sei. „Ja, wir nehmen voraussichtlich etwas 

mehr ein – aber das reicht nicht. Gerade die Kommunen brauchen mehr und kon-

stantere Einnahmen.“ Das Land werde seinen Anteil an den zu erwartenden Mehr-

einnahmen in vollem Umfang zur Senkung der Nettokreditaufnahme nutzten, betont 

der Ministerpräsident.  

Den Bund fordert er auf, mehr Leistungen für die Felder zu erbringen, die er an die 

Kommunen abgegeben habe. Wenn im Bereich der Altenhilfe schrittweise 

3,7 Milliarden Euro vom Bund übernommen würden, wäre das ein erster großer 

Schritt, aber noch längst nicht ausreichend.  

Eine Absage erteilt der Ministerpräsident dem Vorschlag, die Finanzlage der Städte 

und Gemeinden mit kommunalen Zu- oder Abschlägen auf die Einkommenssteuer zu 

verbessern. Dies führe zu Abwanderungen guter Steuerzahler und mache das Struk-

turgefälle zwischen starken und schwachen Kommunen noch größer. Ministerpräsi-

dent Beck sagt: „Das ist ein Weg, der in die Irre führt.“  
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Der Ministerpräsident spricht außerdem den Entschuldungsfonds, die Kassenkredit-

schulen, das Thema Zweckzuweisungen und Allgemeine Zuweisungen (Verhältnis 

37 vH Zweckzuweisungen zu 63 vH Allgemeine Zuweisungen) an. In diesem Zu-

sammenhang weist er darauf hin, dass die Forderung nach einer Erhöhung des Ver-

bundsatzes um einen Prozentpunkt nicht umzusetzen sei, da dies die Einhaltung der 

Schuldenbremse unmöglich machen würde. 

Der Ministerpräsident informiert, dass der kommunale Finanzausgleich in seinen 
Grundstrukturen überprüft und hierzu ein großes Gutachten in Auftrag gege-
ben werde.  

Weiter spricht der Ministerpräsident die sozialen Lasten an. Beispielhaft nennt Minis-

terpräsident Kurt Beck, dass im Bereich der Hilfe für ältere Menschen, im Bereich 

der Jugendhilfe und in anderen Bereichen wir explosionsartige Kostensteigerungen 

gegeben sind, im Bereich der Erziehungshilfe ergibt sich eine Steigerung seit 2002 

in Rheinland-Pfalz bis 2008 von rd. 32 %.  

Zur Kommunal- und Verwaltungsreform stellt Ministerpräsident Kurt Beck heraus, 

dass seit den 70er Jahren eine Kommunal- und Verwaltungsstruktur besteht, die sich 

sehr bewährt hat: Die Eigenständigkeit der Ortsgemeinden, die Verbandsgemeinden 

als Zusammenfassung der Verwaltungskraft, aber auch mit einer Reihe eigener Auf-

gaben versehen, die übergreifend über eine einzige Ortsgemeinde wahrgenommen 

werden, die Struktur der Landkreise und daneben die Rheinland-Pfalz spezifische 

Struktur von acht großen kreisangehörigen und 12 kreisfreien Städte. Bei der Verän-

derung der Alterszusammensetzung der Gesellschaft, der Bevölkerungsstruktur und 

von Fragen, die mit Verwaltungsveränderungen zusammenhängen, auch verbunden 

mit den Möglichkeiten von E-Government, ist eine Weiterentwicklung dieser Struktu-

ren erforderlich. Auf der Ebene der Verbandsgemeinden sollen in einem ersten 

Schritt leistungsfähigere und größere Strukturen geschaffen werden, immer den Blick 

auf die künftige Entwicklung gerichtet. Der Ministerpräsident bewertet positiv, dass 

eine Freiwilligkeitsphase vereinbart werden konnte und dass davon Gebrauch ge-

macht wird: Cochem sei vorangegangen, Otterberg und Otterbach hätten jetzt ent-

sprechendes angekündigt, andere auch.  

Der Ministerpräsident bekräftigt, dass die Eigenständigkeit der Ortsgemeinden erhal-

ten bleiben solle. Denn dort werden, von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-

tern über die Beigeordneten, Ratsmitglieder und Vereinsmitglieder viele Aufgaben 
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ehrenamtlich erledigt. In der Zukunft werde aufgrund der demographischen Entwick-

lung mehr Ehrenamt benötigt, um unsere Gemeinden und unsere Städten lebendig 

zu halten. Deshalb wäre es ein fundamentaler Fehler, dieses Ehrenamt zu schwä-

chen und die Ortsgemeinden in irgendeiner Weise in ihrer Existenz in Frage zu stel-

len.  

Der Ministerpräsident äußert sich sehr engagiert zum Thema Rentenversicherung 

und stellt sich an die Seite der kommunalen Ehrenbeamten: „Wir werden alles tun, 

um die Anrechnung der Aufwandsentschädigung auf die Rente der ehrenamtlichen 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister rückgängig zu machen“. 

Hintergrund ist, dass die Deutsche Rentenversicherung in Abkehr von ihrer bisheri-

gen Verfahrenspraxis dazu übergegangen ist, die steuerpflichtigen Aufwandsent-

schädigungen von ehrenamtlichen Bürgermeistern und Beigeordneten als Arbeits-

einkommen aus abhängiger Beschäftigung zu werten. Bei Ehrenbeamtinnen und Eh-

renbeamten, die das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, aber bereits eine 

Rente – beispielsweise durch Vorruhestand oder Erwerbsminderung – beziehen, 

kann dies zu einer Kürzung der Rentenzahlung führen. 

„Das kann nicht richtig sein“, betont der Ministerpräsident, „dagegen werden wir an-

gehen, denn wir brauchen diejenigen, die sich in den Kommunen ehrenamtlich en-

gagieren.“ Er kündigte an, dass der Ministerrat das Thema erörtern werde. Ziel der 

rheinland-pfälzischen Landesregierung sei eine Bundesratsinitiative zum Schutz der 

ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten vor den drohenden Rentenkürzungen. 

Vor dem Hintergrund der Diskussionen um das Projekt „Stuttgart 21“ skizzierte Minis-

terpräsident Beck seine Überlegungen zu einer dreistufigen „Absichtsbürgerbeteili-

gung“. „Ich bin überzeugt davon, dass wir handeln müssen, um nicht künftig in Rhein-

land-Pfalz in ähnliche Legalitätskonflikte zu kommen. Deshalb bitte ich Sie um Ihre 

Mitwirkung, das Mitdiskutieren und das Mitentscheiden auf einem Weg, die Bürger-

beteiligung zu einem früheren Zeitpunkt zu beginnen und sie dann über mehrere Stu-

fen durchzuhalten.“ 

Abschließend dankte Ministerpräsident Beck den Anwesenden für ihr ehren- und 

hauptamtliches Engagement und wünschte weiterhin Erfolg, aber auch Zufriedenheit 

bei der Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger. 
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TOP 2.2  Joachim Mertes MdL, Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen aus dem Landtag, dem Bundestag, dem europäischen 

Parlament, liebe Bürgermeister und Ratsmitglieder.  

Der Landtag ist ganz nah bei Ihnen. Fast jeder Abgeordneter ist in einem kommuna-

len Gremium verankert. Mit Erfahrungen aus der Kommunalpolitik kommen die meis-

ten Abgeordneten aus den kommunalen Gremien in den Landtag. Ich darf Ihnen ver-

sichern, dass Kommunalpolitik eines der beherrschendsten Themen auch bei uns ist. 

Wir sollten nach den Ausführungen des Ministerpräsidenten auch ins Auge fassen, 

meine Damen und Herren, was wir alles schon geleistet haben, um dann zwei neue 

Aufgaben zu postulieren, an denen wir bereits arbeiten. Sie als Ratsmitglieder, als 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, und auch wir im rheinland-pfälzischen Land-

tag.  

Ohne uns, die Kommunalpolitik, gäbe es keine Lachse im Rhein oder in der Mosel. 

Ohne uns gäbe es keine gesicherte Wasserversorgung, ohne uns keine Infrastruktur, 

keine Kindergärten, ohne die Kommunen wär das alles nicht machbar gewesen. Es 

ist bei uns in Rheinland-Pfalz machbar, weil wir es für richtig halten, dass wir in der 

Selbstorganisation bleiben und jede Gemeinde ihren eigenen Gemeinderat hat, den 

eigenen Etat aufstellt, ihren Bürgermeister wählt. Dies ist unabhängig davon, ob es 

nun eine kleine Gemeinde, eine kleine Stadt oder eine große Stadt ist. Diese Kraft 

schafft es, dass wir all diese Aufgaben sozusagen zu 100 % erledigt haben. Alles 

was Daseinsvorsorge bedeutet, ist erledigt. Darüber sollten wir auch mal stolz sein 

und sollten mal sagen: „Ja schaut her, Bürgerinnen und Bürger! Das haben wir, man 

muss sagen mit dem wenigen Geld, was wir oft in Rheinland-Pfalz haben, geschafft.“ 

Natürlich gemeinsam auch mit dem Land, mit den Behörden, mit den Landkreisen. 
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Und diejenigen, die sagen, man könnte die Verbandsgemeinde eigentlich abschaf-

fen, dem sage ich als Ortsbürgermeister: „In Ordnung, wenn Ihr mir zwei Sekretäre 

zur Verfügung stellt und mindestens einen Oberinspektor, dann bekomme ich meine 

1000 Seelengemeinde verwaltet. Das hatten wir alles schon einmal. Wir wissen mit 

welchem Ergebnis. Also bleibt die Verbandsgemeinde auch weiterhin unsere Mög-

lichkeit die eigene Selbstverwaltung zu organisieren, die Verantwortung in den Orts-

gemeinden und Städten ehrenamtlich zu halten und die zu bewältigenden Aufgaben 

fachlich im Rathaus der Verbandsgemeinde umzusetzen. 

Ich spreche nicht für alle im Parlament. Ich will sagen: Nicht alle sind dieser Auffas-

sung! Aber die große Mehrheit und diejenigen, die auch an der kommunalpolitischen 

Arbeit ganz großen Anteil haben, sind meiner Auffassung. 

Meine Damen und Herren, das ist die eine Seite.  

Als wir bei der Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung, Schulen und Kindergär-

ten alles organisiert hatten, sind uns neue Aufgaben zugewachsen. Diese haben uns 

in der Vergangenheit nicht immer Freude bereitet, aber heute dafür umso mehr. Wir 

haben uns in ökologischen Fragen eingemischt. Wir haben dafür gesorgt, dass die 

kommunalen ehrenamtlichen Strukturen weiter unser Land prägen. Uns ist es wich-

tig, dass es Bauern gibt, dass es Winzer gibt, dass wir in unseren Gemeinden mehr 

Bäume haben, mehr Grün zu sehen ist - das ist die eine Aufgabe! Ich weiß zu berich-

ten und viele werden es bestätigen, meine Damen und Herren, wenn Sie Bäume 

pflanzen ist die erste Frage der Bürger, ich sage es mal auf Hunsrücker Platt „Und 

watt is mit de Blärer?“ Also: Jedes Blatt, das heute auf den Boden fällt, ist ein Prob-

lem. Aber wir haben das durchgestanden, wir sind heute grüner denn je. Wir haben 

es hinbekommen, die Menschen zu überzeugen. Und nun will ich Sie von zwei Din-

gen überzeugen. Wir werden neben diesen Aufgaben der Daseinsvorsorge eine wei-

tere Herausforderung haben, da gibt es schon viele Pflänzchen und viele gute Initia-

tiven, ja schon viel mehr: Ergebnisse! Was wir organisieren müssen im Hinblick auf 

die nächsten 15 bis 20 Jahre, das ist die Schaffung einer dezentralen regenerativen 

Energieversorgung in jeder Gemeinde - vielleicht in Kooperation mit Nachbarge-

meinden. Auf jeden Fall ist es Unsinn, dass wir unser Holz im Wald verfaulen lassen, 

statt es bei zur Schaffung regenerativer Energie einzusetzen. Es gibt Gemeinden, in 

denen das wird schon gemacht wird. Die sind meine Vorbilder, die das schon ge-

schafft haben. Sie sollten unser aller Vorbild sein. Dazu brauchen wir neue Struktu-
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ren. Wir werden in 20 Jahren nicht mehr in der Lage sein, Gas oder Heizöl zu ver-

brennen. Wahrscheinlich fragen uns nachfolgende Generationen, ob wir verrückt wa-

ren, dass wir solche Rohstoffe verbrannt haben.  

Natürlich haben wir zuerst einmal die Energie im Raum zu schützen, zu isolieren. 

Aber dann wird dieser neue Weg kommen. Alle haben noch Sorgen darum, weil das 

ja eine ganz neue Aufgabe wäre, aber es kann ja wohl nicht sein, sag ich mal mit 

einem gewissen Spott, dass die Österreicher das können und wir Angst davor haben, 

meine Damen und Herren. Es gibt einige Gemeinden, viele z.B. in Rheinhessen, die 

haben es geschafft, regenerative, dezentrale Energieanlagen der unterschiedlichsten 

Art für die unterschiedlichsten Gemeinden zu errichten. Sie sind wunderbare Vorbil-

der. Wir sollten diesen Weg unterstützen. Angefangen beim öffentlichen Bau, das 

kann das Gemeindehaus sein, das kann die Kirche sein. Selbstverständlich kann es 

die Kirche sein, auch sie können die Heizkosten nicht mehr bezahlen. Der Kindergar-

ten gehört dazu. Alles das was wir möglicherweise zentral haben. Die zweite Heraus-

forderung vor der wir stehen, hat mit uns selbst zu tun. Der Ministerpräsident hat bei 

anderer Gelegenheit gesagt, das Land Rheinland-Pfalz ist 60 Jahre alt und ein biss-

chen mehr. Ich füge hinzu, da genau steht ein Problem vor Ihnen. Wir werden eine 

älterwerdende Gesellschaft in den Kommunen bekommen, meine Damen und Her-

ren. Wir werden mit den herkömmlichen Mitteln, die wir bis jetzt eingesetzt haben, 

diese Gesellschaft nicht weiter organisiert bekommen. Diese Situation treffen Sie 

heute schon an. Ich bin Ortsbürgermeister in einem Dorf mit 1000 Seelen. Und natür-

lich gibt es bei mir keine einsamen Leute -  denkt man. Natürlich gibt es die. Wir ha-

ben eingeführt, dass wir alle 14 Tage z.B. auf Kosten der Leute, unseren Wirt gebe-

ten, ein Mittagessen zu kochen, für Leute, die daran Interesse haben. Es waren erst 

5, dann waren es 10, jetzt sind es 40. Es kommen sogar welche aus Kastellaun und 

Bell, weil es dort nicht angeboten wird. Ich will sagen, es gibt anscheinend mehr an 

Problemen, die wir nicht sehen oder nicht greifen können, wie z.B. eben diese Ver-

sorgung, das Gespräch miteinander, den sozialen Kontakt. Bei uns sagt man dazu 

„maije“, man meint reden. Und die Leute wollen gerne miteinander reden. Aber das 

ist ja nur ein Schritt, da sind Menschen, die mittags zusammenkommen und natürlich 

auf eigene Kosten gegessen haben. Wir organisieren das sozusagen nur vom Ter-

min und vom Plan, was der Wirt kochen soll. Die Bürger haben uns dann vorge-

schlagen: „Könnt Ihr net widder mal et Gemeindehaus aufmachen und en 

Spieleabend machen. Uns geht dat Fernseh, ich kann dat gar net höflich genug aus-
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drücken, auf die Nerven.“ Wir machten das! Es gibt es jetzt alternativ einmal in der 

Woche das gemeinsame Mittagessen, dann haben wir den Spieleabend und wir ha-

ben natürlich auch einen Fahrdienst. Ich wollte damit nur mal etwas andeuten. Wir 

haben eine Riesenaufgabe vor uns. Wir müssen wissen, bei uns leben über 70 % der 

Menschen in kleinen Gemeinden. Je kleiner die Gemeinde ist desto größer ist die 

Aufgabe. In kleinen Gemeinden haben wir nicht die Ressourcen, die wir vielleicht 

sonst in einer mittelgroßen Stadt über die entsprechenden Dienste organisieren kön-

nen.  

Diese beiden Punkte Energieversorgung und Soziales, das möchte ich Ihnen hier in 

meinem Grußwort ans Herz legen und Sie bitten, wenn Sie in Ihren Gemeinden da-

rüber diskutieren, das in aller Offenheit zu machen und sich auf Überraschungen ge-

fasst zu machen. Dieses wunderbare Bild, „auf dem Land ist alles in Ordnung“, kann 

nur in Teilen stimmen. Es kann nicht in Gänze stimmen, meine Damen und Herren, 

wenn uns bewusst wird, so alt wie wir werden können, ist bisher keine Generation 

geworden. Und deshalb werden wir mit Phänomenen und Krankheiten, Bewegungs-

unfähigkeiten mit Fragen der Versorgung, vom Arzt bis zum Lebensmittel, konfron-

tiert werden, die uns keiner abnimmt. Wir, die Ratsmitglieder, die Ortsbürgermeister, 

Verbandsbürgermeister, die Ortsvorsteher, wir werden diese Fragen lösen müssen. 

Wir werden niemanden finden, der für uns einspringen wird. Ich glaube, dieser Apell 

war nicht überflüssig. Ich bin überzeugt, er ist hier auf einem guten Acker gelandet. In 

diesem Sinne, neben all den Problemen die wir haben und die auch beschrieben 

worden sind, glaube ich, haben wir Felder, wo uns die Bevölkerung in diesem Sinne 

braucht.  

Herzlichen Dank und viel Glück bei Ihrer Veranstaltung.  
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TOP 2.3 Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied, Deut-
scher Städte- und Gemeindebund 

Dr. Gerd Landsberg, Deutscher Städte- und Gemeindebund 

„Lieber Winfried Manns,  

meine sehr verehrten Damen und Herren,  

haben Sie herzlichen Dank, dass ich heute bei Ihrer Mitgliederversammlung erneut 
zu Ihnen sprechen darf. Nicht nur bereits im letzten Jahr, als die Bundesregierung 
gerade ihr neues Regierungsprogramm vorgestellt hat, haben Sie einen sehr günsti-
gen Zeitpunkt für Ihre Mitgliederversammlung gewählt. Auch in diesem Jahr fällt die-
se Versammlung in eine Zeit, in der sich wichtige Weichenstellungen für die Städte 
und Gemeinden in Deutschland abzeichnen. 

 

I. Kommunalfinanzen/  

Gemeindefinanzkommission 

 

Die erfreuliche Steuerschätzung von letzter Woche zeigt, dass die Wirtschaft gut 
läuft und die Arbeitslosigkeit weiter sinkt. Das ändert jedoch leider nichts daran, dass 
die Kommunen durch immer weiter steigende Soziallasten strukturell unterfinanziert 
sind und deshalb dringend entlastet werden müssen. Trotz der guten Aussichten 
werden die Kommunen in diesem Jahr voraussichtlich ein zweistelliges Milliardende-
fizit einfahren. Unsere Lage bleibt dramatisch, wir müssen dringend bei den mehr als 
40 Mrd. Euro Sozialkosten entlastet werden, damit wir endlich mehr in Kinderbetreu-
ung und Infrastruktur investieren können.  

Das ist auch die Erwartung der Bürger: Nach einer jüngsten Forsa-Umfrage sind 
fast 70 Prozent der Bürger sogar bereit, höhere Steuern zu zahlen, wenn das 
Geld für sinnvolle und notwendige Maßnahmen wie Kinderbetreuung und Bil-
dung ausgegeben wird.  
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Die geschätzten Mehreinnahmen dürfen aber dennoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass Bund, Länder und Gemeinden auf einem Schuldenberg von 1,7 Billionen 
Euro sitzen. Dies zeigt, dass es keinen Spielraum für Steuererleichterungen gibt.  

Insbesondere die Gewerbesteuer erholt sich schneller als bisher erwartet. Das zeigt 
überdeutlich, dass die Gewerbesteuer die dynamischste Steuer der Kommunen ist, 
die wir auf keinen Fall aufgeben werden. Das bestätigt unsere Arbeit in der An-
fang dieses Jahres eingesetzten Gemeindefinanzkommission. Wir sind hier 
standhaft geblieben und haben immer an dieser Steuer festgehalten. Dass diese 
Steuer nunmehr wieder sprudelt, nimmt denjenigen, die uns unsere ureigenste Steu-
er immer wieder wegnehmen wollen, den Wind aus den Segeln. 

Die Anfang dieses Jahres eingesetzte Gemeindefinanzkommission scheint endlich 
auf einen guten Weg zu sein. Nach dem in der letzten Woche mit Bundesfinanz-
minister Schäuble geführten Gespräch der Präsidenten und Hauptgeschäfts-
führer der kommunalen Spitzenverbände zeichnet sich nun eine Lösung für die 
nach wie vor zugespitzte Situation der kommunalen Haushalte ab. 

Nachdem zu Beginn innerhalb der Kommission von Seiten des Bundes immer wieder 
darauf gepocht wurde, dass es zwischen den Ebenen Bund, Länder und Kommunen 
keine Lastenverschiebungen geben werde, hat sich nunmehr die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass so ohne Entlastung der Kommunen insbesondere bei den Sozialaus-
gaben die Städte und Gemeinden nicht mehr von der Intensivstation entlassen wer-
den können.  

Es zeichnet sich nun die grundsätzliche Bereitschaft des Bundes ab, schritt-
weise die Kommunen bei den Aufwendungen für soziale Leistungen zu entlas-
ten, zum Beispiel bei der Grundsicherung im Alter.  

Der Bund kann sich nunmehr auch vorstellen, zusätzlich zur unveränderten Ge-
werbesteuer den Kommunen ein Hebesatzrecht auf die Einkommensteuer zu 
ermöglichen. Ein Zuschlagsrecht auf diesen kommunalen Anteil kann durchaus ge-
eignet sein, zusätzlichen Spielraum vor Ort zu gewinnen. Wenn Bürger zum Beispiel 
ein neues Jugendzentrum wünschen, könnte dies gegebenenfalls auch befristet mit 
einem solchen Zuschlag teilweise finanziert werden. Die Befürchtung, dass dadurch 
Umzugsvorgänge ausgelöst würden, ist nicht gerechtfertigt. Selbst bei Besserverdie-
nenden die mehrere Zehntausende Euro Einkommensteuer entrichten müssen, wäre 
es ein jährlicher Betrag von 200 bis 300 Euro. Deswegen wird niemand seine Heimat 
verlassen. Dies wird auch daran deutlich, dass es zum Beispiel bei der Grundsteuer, 
bei Abwasser- und Abfallgebühren zwischen Städten Unterschiede von mehreren 
Tausend Euro pro Jahr gibt, ohne das deswegen Umzugsvorgänge ausgelöst wer-
den. 

Deshalb werden wir den Vorschlag des Finanzministers prüfen. Es muss allerdings 
dabei bleiben, dass die Städte und Gemeinden wie bisher 15 Prozent der Einkom-
mensteuer als pauschale Leistung erhalten. Denn mit diesem Geld erfüllen sie im 
Wesentlichen staatliche Aufgaben die ihnen Bund und Länder auferlegt haben. 

In der gemeinsamen Pressemitteilung mit dem Finanzministerium heißt es wörtlich: 
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„Der Bundesminister der Finanzen hat zudem seine Haltung bekräftigt, dass eine 
Veränderung im System der Gemeindefinanzierung nur mit Zustimmung der Kom-
munen sinnvoll ist.“ 

Es ist gut zu wissen, dass unsere Botschaft „Keine Politik ohne – geschweige 
denn gegen die Kommunen“ in Berlin ankommt! 

 

II. Ehrenämter stärken und nicht schwächen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Finanzen sind nicht das einzige Prob-
lem, dass unsere Städte und Gemeinden in Deutschland sehr beschäftigt. 

Mehr als 1 Million freiwilliger Feuerwehrleute, rund 300.000 Kommunalpolitiker und 
unzählige Menschen in Hilfsorganisationen, Sport- und Kulturvereinen und sozialen 
Diensten leisten Tag für Tag unersetzbare Arbeit in unseren Kommunen – kurzum: 
sie engagieren sich ehrenamtlich. 

Gerade eine schrumpfende und alternde Gesellschaft muss das ehrenamtliche Po-
tenzial noch stärker nutzen und ausschöpfen. Viele Menschen, die aus dem Berufs-
leben ausscheiden, können hier eine sinnvolle Betätigung finden und ihre Erfahrun-
gen einbringen. Die Politik muss allerdings die entsprechenden Rahmenbedingungen 
bieten. 

Wir können aber nicht ständig die Bedeutung des Ehrenamtes betonen und 
andererseits die Anreize zur Aufnahme eines Ehrenamtes immer weiter mini-
mieren.  

Die Sozialversicherungsträger gehen derzeit davon aus, dass etwa bei den Tätigkei-
ten eines ehrenamtlichen Bürgermeisters, Ortsvorstehers, aber auch bei Stadtbrand-
inspektoren oder Wehrführern von Freiwilligen Feuerwehren eine Sozialversiche-
rungspflicht vorliegt. Dies führt nicht nur zu unnötiger Bürokratie, sondern auch zur 
Verärgerung bei den Betroffenen, die sich für ihr Engagement zunehmend bestraft 
fühlen. 

Jetzt hat die Deutsche Rentenversicherung (DRV) darüber hinaus auch noch be-
schlossen, dass ab jetzt auch die Einkünfte aus Aufwandsentschädigungen ehren-
amtlicher Bürgermeister als Hinzuverdienst bei der Rente berücksichtigt werden sol-
len. Im Ergebnis bedeutet das, dass über den Abzug weiter Teile der Aufwandsent-
schädigungen die Bürgermeister so gestellt werden, als würden sich weitgehend oh-
ne Aufwandsentschädigung ehrenamtlich arbeiten.  

Wir alle wissen, dass das Amt des Bürgermeisters – egal ob hauptberuflich oder eh-
renamtlich – keine Tätigkeit ist, die man so mal eben als Hobby ausübt. Ein Bür-
germeister zieht eben nicht einmal die Woche sein Amt wie seine Fußballschu-
he an und geht ein paar Stunden auf den Platz. Bürgermeister – und das gilt 
ganz sicher auch für alle Ehrenämter – ist man nicht so nebenbei, sondern von 
Herzen. Und das ist auch Arbeit. Und auch wenn es keinen Lohn gibt, so sollte diese 
Arbeit doch immerhin durch eine Aufwandsentschädigung gewürdigt werden. 

Wer nun glaubt, mit dieser neuen Praxis und diesen wenigen Euros, nun unsere 
Renten sichern zu können, sollte vielleicht auch daran denken, wie unsere Städte 



17 
 

und Gemeinden ohne das Engagement dieser Menschen, vielleicht sogar dann ohne 
Bürgermeister aussehen würde. 

Dass Urteil des Bundessozialgerichts, auf das sich die Deutsche Rentenversicherung 
stützt, ist im Übrigen auch nicht ohne weiteres auf alle ehrenamtlichen Bürgermeister 
in ganz Deutschland übertragbar – Dieses nur am Rande bemerkt. 

Das Ehrenamt wird in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Die Menschen wünschen 
sich eine wärmere Gesellschaft, in der sie sich aktiver einbringen können, und wir 
werden dieses Engagement vor dem Hintergrund des demografischen Wandels auch 
brauchen. Hier dürfen wir nicht wegschauen, sondern müssen jetzt aktiv wer-
den, um das Ehrenamt weiter zu stärken! 

 

III. Großprojekte gezielt bewerben  

- Bürgerbeteiligung verbessern 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als dritte Herausforderung der Städte und 
Gemeinden möchte ich schließlich das sich wandelnde Verhältnis von Bürger und 
Politik und die Umgehensweise miteinander ansprechen. 

Verstehen Sie mich nicht falsch. Veränderungen sind normal und sind häufig auch 
gut. Nur müssen wir auch lernen, die Prozesse zu sehen und uns auf die Verände-
rungen einstellen. 

Vor dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise haben die Bürger ein tiefes 
Misstrauen gegen große Unternehmen, die Politik, aber auch gegenüber Groß-
projekten entwickelt. Diese äußern sich in Protestbewegungen wie die gegen Stutt-
gart21. Diese ist ein Anzeichen dafür, dass sich unsere Gesellschaft wandelt. Der 
Prozess ist gleichzeitig eine Krise unseres politischen Systems. Der Bürger fühlt 
sich nicht ausreichend eingebunden – obwohl er die Möglichkeit hatte und z.B. beim 
Projekt Stuttgart21 auch genutzt hat. Immerhin gab es dort mehr als 10.000 Einsprü-
che gegen das Projekt. 

Meine Damen und Herren, ich bin davon überzeugt, dass wir diese Krisen-
symptome unserer Gesellschaft erkennen lernen und damit politisch umgehen 
müssen. 

Politische Institutionen versuchen, die Probleme unserer Gesellschaft weitgehend 
allein zu lösen. Das gelingt immer weniger und wird von den Bürgern mit Protest be-
antwortet. Dagegen hilft nur eine gezielte und langfristige Informations- und Medien-
strategie. Die Bürger bekommen zu oft die Antwort „Sachzwang“, „Alternativlosig-
keit“, „da müssen wir durch“. Die Konflikte zwischen politischer Gestaltung und 
Bürgern nehmen immer mehr zu, ohne dass sie grundlegend gelöst sind. Beispiele 
dafür sind Gorleben, das Gesundheitssystem, das Steuersystem und auch Europa. 
Von überall kommen auf die Bürger Zwänge zu, die sie nicht verstehen bzw. nicht 
ausreichend erklärt bekommen. 

Die Menschen sind immer weniger bereit, sich auf den so genannten Sachver-
stand von Externen zu verlassen. Sie wollen verstehen, was sich verändern 
soll und verlangen mehr Transparenz und mehr Mitsprache. Sie wollen keine 
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Mitsprache nur über Gerichte, sie wollen aktive Mitgestaltung im Projektpro-
zess. Viele Fehlentwicklungen bei Großprojekten scheinen ihnen Recht zu geben: so 
z. B. die Probleme beim Kongresszentrum in Bonn, die Elb-Oper in Hamburg, der 
Transrapid, die Olympiabewerbung von Berlin und Leipzig und Neubaustrecken der 
Bahn. In der deutschen Bevölkerung hat sich ein latentes Misstrauen vor und gegen 
alle Bereiche der Wirtschaft ausgeprägt. Fast jeder Investor wird dem Generalver-
dacht ausgesetzt, er würde schlecht planen oder die wahren Kosten verschweigen. 
An vielen Orten in Deutschland eskaliert der Bau von Hochspannungsleitungen oder 
Kohlekraftwerken zu einem regionalen Drama.  

Andererseits muss Deutschland offen bleiben für Investitionen. Mit Deutschland kon-
kurrierende Länder in Osteuropa und Asien warten nicht darauf, bis in Deutschland 
eine Investitionsentscheidung fällt.  

Bemerkenswerterweise ist es in Österreich gelungen, das 2 Milliarden-Projekt (Tief-
erlegung des Hauptbahnhofes in Wien) mit Zustimmung der Bevölkerung in Angriff 
zu nehmen. Auch den Schweizern ist es gelungen, das Projekt „Gotthardtunnel“ für 
die Bürger akzeptabel zu machen. Sie haben ihren Bürgern das Projekt zur Abstim-
mung gestellt und diese haben trotz Risiken zugestimmt, weil sie den Lkw-Verkehr 
über die Straßen leid waren.  

Die Lösung lautet nicht noch mehr Basisdemokratie und Abstimmungen sondern 
transparente Demokratie. Das ist eine Bringschuld des Staates. In Deutschland hat 
sich die repräsentative Demokratie bewährt. Im Übrigen kann eine mögliche Volks-
abstimmung nur mit ja oder nein entscheiden. Ob dann eine qualitativ gute Entschei-
dung herauskommt, ist in den meisten Fällen fraglich, denn einen Konsens kann man 
regelmäßig nicht mit ja oder nein herbeiführen.  

Vor dem Hintergrund des Ausbaus der alternativen Energie in Deutschland werden 
wir über tausende km Leitungsnetze benötigen. Auch hier besteht die Gefahr, dass 
die Trassenführungen vor Ort regional oder auch überregional riesige Protest-
bewegungen auslösen.  

Vor diesem Hintergrund könnte es durchaus Sinn machen, die formellen gerichtlich 
überprüfbaren Planungs- und Beteiligungsverfahren zu straffen, um so eine Verkür-
zung der Planungszeit zu erreichen. Andererseits müssen derartige Projekte bun-
desweit mit Informationskampagnen verbunden werden. So hat z. B. die so genannte 
„Infobox“ am Potsdamer Platz in Berlin über Jahre Millionen Besucher angezogen 
und die virtuelle Darstellung der neuen Innenstadt von Berlin hat einen wesentlichen 
Beitrag geleistet, dass die immensen Baumaßnahmen und die damit verbundenen 
Beeinträchtigungen des Lebens der Bürger in Berlin akzeptiert wurden. Die beglei-
tende Aufklärungs- und Informationsarbeit darf nicht erst beginnen, wenn die Bagger 
fahren, sondern sollte schon vor den ersten Planungen einsetzen und den gesamten 
Prozess begleiten. Die Kosten derartiger Informationskampagnen müssen regelmä-
ßig in die Planungen von Großprojekten mit einkalkuliert werden. Zusätzlich sollte 
man den Mut haben, die Planungsunterlagen soweit wie möglich rechtzeitig offen zu 
legen. Sowie der Bürger das Gefühl hat, hier besteht ein „Close Shop“ wird die Ak-
zeptanz zurückgehen.  
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, Deutschland ist – wie viele bemängeln – 
eine Konsensgesellschaft. Dieses Prinzip hat sich bewährt. Wir haben eine der 
höchsten Produktivitätsraten der Welt und die wenigsten Streiktage. Die Beteiligung 
der Bürger darf nicht als Belästigung, sondern muss auch als Chance für we-
niger Politikverdrossenheit begriffen werden. Wir müssen diesen Prozess auf-
nehmen und politisch gestalten, dann liegen darin weniger Risiken und mehr Chan-
cen.  

Ich möchte mit den Worten von Mark Twain schließen und hoffe, dass ich seinen 
Vorstellungen gerecht geworden bin: 

‚Eine gute Rede hat einen guten Anfang und ein gutes Ende – und beide sollten 
möglichst dicht beieinander liegen.‘ 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.“ 
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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 

 

TOP: 3. Jahresrechnung 2009   

 

Sachverhalt: 
Wirtschaftsprüfer Klemens Bellefontaine, Dipl.-Volkswirt von der Mittelrheinischen 

Treuhand GmbH, Koblenz, erläutert die Ergebnisse der Prüfungsberichte für den 

Zweckbetrieb (Haushalt I) und den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (Haushalt II) 

und stellt heraus, dass seitens des Wirtschaftsprüfers Dr. Klaus Höflich, Mainz, hin-

sichtlich der beiden Jahresabschlüsse uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt 

worden ist.  

Der Zweckbetrieb für sich betrachtet schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

– 250 TEUR ab.  

Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe 

von rund + 225 TEUR ab. 

Das Jahresergebnis 2009 beträgt konsolidiert – 25 TEUR. 

Das konsolidierte Jahresergebnis mit fast „Null“ ist auf verschiedene Einmaleffekte 

zurückzuführen. Herauszustellen sind: Die seit dem Jahr 2000 aufgelaufenen Pensi-

onsrückstellungenen für die in den Beteiligungen mit Vollzeit tätigen Referenten des 

GStB wurden im Jahr 2009 weiterberechnet (Einmaleffekt: 212 TEUR). Die OSK hat 

in 2009 für 2 Jahre Gewinnabführungen geleistet (Einmaleffekt 1 Jahr: 70 TEUR). 

Schließlich wurden durch die Herausgabe von Publikationen zusätzlich rd. 140 TEUR 

erwirtschaftet.  
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Wären diese Einmaleffekte in Höhe von rd. 420 TEUR nicht eingetreten, wäre ein 

konsolidierter Jahresfehlbetrag in Höhe von 445 TEUR festzustellen.  

Wirtschaftsprüfer Dipl. Volkswirt Klemens Bellefontaine, weist auf die Notwendigkeit 

der Einnahmenverbesserung im Zweckbetrieb hin. 

Bürgermeister Walter Wagner, Westhofen, stellt Antrag, dem Vorstand und der Ge-

schäftsführung Entlastung zu erteilen sowie das Ergebnis auf neue Rechnung vorzu-

tragen. 

Bürgermeister Walter Wagner, Westhofen, führt die Abstimmung durch. 

 

Beschluss: 
Die Mitgliederversammlung nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

Die Mitgliederversammlung erteilt dem Vorstand und der Geschäftsführung ein-

stimmig Entlastung und beschließt, das Jahresergebnis auf neue Rechnung vorzu-

tragen. Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 
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Im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt erteil der Vorsitzende, Bürgermeister 

und Stadtbürgermeister Heijo Höfer, Altenkirchen, Herrn Ortsbürgermeister Otmar 

Mischo, Hetzerath, das Wort. 

Ortsbürgermeister Otmar Mischo stellt die Auswirkungen der Berücksichtigung der 

Aufwandsentschädigung beim Hinzuverdienst zur Rente heraus. Otmar Mischo kriti-

siert die Änderung der Auffassung der Deutschen Rentenversicherung massiv. Orts-

bürgermeister Otmar Mischo fordert die in der Politik Verantwortlichen auf, sich dafür 

einzusetzen, dass die Aufwandsentschädigung weiterhin rentenunschädlich bleibt. 
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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 

TOP: 4. Satzungsänderung   

 

Sachverhalt: 
BV 2010/0064 

Der Vorsitzende, Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer, Altenkirchen, 

stellt die Eckpunkte der vorgeschlagenen Satzungsänderungen heraus: 

• Zuwahl von bis zu drei ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern zum Vorstand. 

• Bestellung eines Wahlvorstandsmitgliedes zum Zweiten Stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

• Bestimmungen über die Mitgliedsbeitragsstruktur und die Freistellung der 
Ortsgemeinden und verbandsangehörigen Städte von der Beitrags- und 
Umlagenpflicht. 

Der Vorsitzende stellt heraus, dass die Mitgliedsrechte, insbesondere die An-

trags- und Stimmrechte der Ortsgemeinden und verbandsangehörigen Städte 

davon unberührt bleiben. 

Der in der BV 2010/0064 vorgeschlagene neue Satz 2 in § 10 Abs. 1 „Die Verbands-

gemeinden regeln die Beteiligung der Ortsgemeinden in eigener Verantwortung.“ soll 

nur für eine Übergangszeit bis einschließlich dem Wirtschaftsjahr 2014 gelten. 

Der Vorsitzende spricht unter Hinweis auf die intensiven Beratungen in den Gremien 

und der Mitgliedschaft die vom Landesausschuss am 04.10.2010 verabschiedete 

neue Beitragsstruktur und die damit einhergehenden Beitragserhöhungen ausdrück-

lich an. 
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Beschluss: 
Die Mitgliederversammlung beschließt einstimmig und ohne Enthaltungen die folgen-

den Satzungsänderungen1: 

„Satzung zur Änderung der Satzung  

des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

Die Satzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz vom 21.11.1947, 

zuletzt geändert am 06.11.2000 (Amtsgericht Mainz, Register-Nr. 14 VR 1238), wird 

wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ordentliche Mitglieder des Verbandes können 

1. Ortsgemeinden und verbandsangehörige Städte, 

2. Verbandsgemeinden,  

3. verbandsfreie Gemeinden und Städte und 

4. große kreisangehörige Städte 

sein.“  

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „jedes Mitglied“ die Worte „gemäß § 1 

Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 sowie Abs. 2 Sätze 2 und 3, Mitglieder gemäß 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, sofern die Verbandsgemeinde nicht Mitglied ist,“ einge-

fügt und folgender neue Satz 2 angefügt: 

„Die Verbandsgemeinden regeln die Beteiligung der Ortsgemeinden am Bei-

trag in eigener Verantwortung2.“ 

b) In Absatz 2 werden die Sätze 1 und 4 bis 7 und 9 gestrichen. 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:  

„Die Mitgliederversammlung kann einem Mitglied des Vorstandes die Funkti-

on eines Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden übertragen.“ 

                                            
1 Zahl der vertretenen Stimmen: 2.372 oder 71,47 % (von 3.319) 
2 Satz 2 gilt bis einschließlich dem Wirtschaftsjahr 2014. 
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b) Folgender neue Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Der Landesausschuss kann auf Vorschlag des Arbeitskreises Ortsbür-

germeister bis zu drei Orts- oder Stadtbürgermeister in den Vorstand beru-

fen; Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

c) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5. 

4. Die Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 01.01.2011 in Kraft. Die zum Zeit-

punkt des Inkrafttretens dieser Satzung berufenen Mitglieder des Vorstandes 

bleiben bis zum Ablauf der Wahlzeit Vorstandsmitglied; entsprechendes gilt für 

die von der Mitgliederversammlung einem Mitglied des Vorstandes übertragene 

Funktion des Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden.“ 
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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 

TOP: 5. Übertragung der Amtsgeschäfte des Vorsitzenden auf den gewählten 
bisherigen Stv. Vorsitzenden   

 

Sachverhalt: 
Gemäß der in der Mitgliederversammlung am 03.11.2008 (TOP 4) erfolgten Wahl 

des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden, ist ab der Mitgliederver-

sammlung 2010  

• Vorsitzender Bürgermeister Aloysius Söhngen, Prüm,  

• Stellvertretender Vorsitzender Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Hö-
fer, Altenkirchen,  

Bürgermeister und Stadtbürgermeister Heijo Höfer überträgt die Amtsgeschäfte des 

Vorsitzenden auf Bürgermeister Aloysius Söhngen, Prüm. 
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Mitgliederversammlung am 08.11.2010; Ergebnisniederschrift  
 

 

TOP: 6. Schlusswort  

Der Vorsitzende, Bürgermeister Aloysius Söhngen, Prüm.  

„An dieser Stelle danke ich Heijo Höfer auch im Namen der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz für die gute, kollegiale 

und konstruktive Zusammenarbeit in den zurückliegenden Jahren. 

Ich freue mich auf die neue Aufgabe und will mich – gemeinsam mit Ihnen allen – 

dafür einsetzen, dass die kommunalen Interessen in der Politik des Landes und des 

Bundes angemessen Berücksichtigung finden. Je größer der Gestaltungsspielraum 

der Gemeinden, desto größer ist auch die Bereitschaft der Bürgerschaft, für Ge-

meinwohl und Staat einzutreten. Eine wichtige Aufgabe des GStB sehe ich darin, 

dass die Gemeinden rechtlich und finanziell möglichst viel Entscheidungsspielraum 

erhalten.  

Seit 1991 bin ich Bürgermeister der Verbandsgemeinde Prüm. Einer Verbandsge-

meinde mit 44 Ortsgemeinden (einschließlich der Stadt Prüm) und einer Flächengrö-

ße von über 46.000 ha. Ehrenamt und Bürgernähe sind hier, aber gleichermaßen in 

ganz Rheinland-Pfalz, Garanten unserer kommunalen Selbstverwaltung.  

Mit unserer diesjährigen Mitgliederversammlung in Trier wird für mich immer unser 

Erfolg in der Rentenfrage für Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister 
verbunden sein. Wir werden auch noch eine langfristige Lösung finden, die das Eh-

renamt auf Ortsebene sichern hilft. Dieser Erfolg für das Ehrenamt hat aber auch ge-

zeigt: Landes- und Bundespolitik reagieren dann schnell, wenn Städte und Gemein-

den im ländlichen Raum gemeinsam für ihre Interessen eintreten.  
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Das Ehrenamt wird für lebendige Gemeinwesen immer unverzichtbar sein. 

Die Zukunft wird für unsere Städte und Gemeinden geprägt werden durch die Verän-

derungen der Bevölkerungszahl  und -struktur. Wir werden weniger und vor allem 

älter. Gerade die Veränderung der Altersstruktur birgt neue Aufgaben und Chan-

cen für die Kommunen mit der zunehmenden Flexibilisierung und Mobilität in der Ar-

beitswelt. Durch das endgültige Ende der Drei-Generationen-Familie werden insbe-

sondere im Bereich der Kinderbetreuung und damit verbunden der Kindererziehung 

die Anforderungen an die Gemeinwesen wachsen. 

Um Generationen übergreifend positive Werte und Haltungen zu Gemeinwesen und 

Gemeinschaft nicht nur theoretisch zu vermitteln, müssen wir neue nachbarschaftli-

che Netzwerke schaffen helfen. Dies ist eine ganzheitliche Aufgabe, die städtebauli-

che Maßnahmen ebenso erfordert wie sozialpädagogische, also Gemeinwesenarbeit 

im umfassenden Sinne. 

Hier werden Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Räte und Verwaltungen in ganz 

neuer Weise gefordert  sein; vor allem gilt es, Menschen für bürgerschaftliches En-

gagement zu gewinnen: weg von der Fernsehcouch und aktiv werden in der Thea-

tergruppe, der Bürgerversammlung, dem Sport- und Musikverein. Dies alles vor dem 

Hintergrund zunehmender „Angebote“ der Unterhaltungskomplexe aus Fernsehen, 

Internet usw. 

Die Gemeinden sind aufgefordert, Mut zum Gestalten und zur Selbsthilfe zu entwi-

ckeln, denn aktive Gemeinwesen sparen auch „Sozialreparaturkosten“. Bürgerschaft-

liches Engagement ist nicht bezahlbar. 

Stuttgart 21 hat die Diskussion der letzten Wochen beherrscht. Da ist viel von man-

gelnder Bürgerbeteiligung und -information die Rede. Neue Formen der Information 

und Beteiligung werden eingefordert oder angeregt. Gleichzeitig soll es mehr Pla-

nungssicherheit und schnellere Planungsprozesse geben.  

Zuweilen kommt einem dies vor, wie die Quadratur des Kreises. Manches sollte uns 

aber Hinweis gerade in der Diskussion um die Verwaltungs- und Gebietsreform 
sein. Es gibt im Bereich der Politik nicht nur eine bürokratisch-wirtschaftliche Effizi-

enz. Die Bürgerinnen und Bürger wollen  den kommunalen Entscheidungsprozess 

auch aktiv begleiten können. Dies können sie aber umso besser, je überschaubarer, 

je näher sie an den Entscheidungsträgern sind. Der beste Weg zu viel Bürgerbeteili-

gung ist Entscheidungskompetenz möglichst ortsnah anzusiedeln! 
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Hier sind die Kommunikationswege zwischen Betroffenen und Entscheidungsträgern 

kurz. Diese kurzen Wege führen dazu, dass sich die Menschen auch nach kontrovers 

geführten Diskussionen mit den Entscheidungen identifizieren. 

Deshalb muss in der Diskussion um die Verwaltungs- und  Gebietsreform nicht nur 

über wirtschaftliche Effizienz, sondern auch über die Frage der Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern an den Entscheidungsprozessen gesprochen werden. Es 

gibt keine „per se“ höhere Sach- und Fachkompetenz auf einer höheren, vom Ort der 

primären Wirkung einer Entscheidung weiter entfernten Ebene. 

Es sollte eher ein ‚prä‘ für die ortsnahe Entscheidungs- und Verwaltungsebene ge-

ben. Rheinland-Pfalz sollte die Wege vom Bürger zur Verwaltung kurz halten. Das ist 

die beste Maßnahme gegen Politik- und Staatsverdrossenheit.“ 

Der Vorsitzende schließt die Versammlung um 11:50 Uhr. 

 

Söhngen 
Vorsitzender 

Höfer 
Stellv. Vorsitzender 

Haas 
2. Stellv. Vorsitzender 

 

Manns 
Verbandsdirektor 

 


